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Rundschreiben Nr. 45/2024 

 
Neuaufstellung Energiekredite 

 
1 Einführung „Energiekredit Wärme“ (EW5)  
2 Anpassung „Energiekredite Regenerativ“ (ER5/6/7)  
3 „Energiekredit Produktion“ (EK5) ersetzt „Energiekredit“ / „Energiekredit Plus“ (EK5/6)  
4 Sonstiges 

 
1 Einführung „Energiekredit Wärme“ (EW5) 

 
Zur Unterstützung der Wärmewende wird zum 14.02.2025 unsere Produktpalette der Energie-
kredite um den „Energiekredit Wärme“ erweitert. Dieser wird neben der Förderung von Wärme-
netzen auch weitere Investitionen in die Erzeugung, die Speicherung und die Verteilung von 
Wärme aus regenerativen Energien umfassen und so den gesamten Komplex der leitungsge-
bundenen Wärmeversorgung in einem Produkt bündeln. Wärmenetze müssen dabei zumindest 
zu 75 % aus regenerativen Energien bzw. Abwärme gespeist werden. Geothermievorhaben sind 
explizit mit umfasst. 
 
Zielgruppe des „Energiekredit Wärme“ sind in erster Linie Unternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft und Angehörige der Freien Berufe mit einem Jahresumsatz von bis zu 500 Mio. EUR. Es 
werden aber auch öffentliche Unternehmen (Anteil öffentlicher Beteiligungen von mehr als 50 %) 
sowie kommunale Zweckverbände antragsberechtigt sein.  
 
Der „Energiekredit Wärme“ kann für Darlehen bis zu 10 Mio. EUR in Anspruch genommen wer-
den. Er wird ausschließlich als reines Durchleitungsdarlehen ohne Risikoübernahme der LfA 
ausgereicht. Die Bepreisung erfolgt standardmäßig nach dem RGZS und es werden Laufzeiten 
von bis zu 30 Jahren, Zinsbindungen bis zu 20 Jahren und bis zu 3 Tilgungsfreijahre angeboten. 
Die bereitstellungsprovisionsfreie Zeit beträgt 6 Monate. 
 
Die Ausreichung des „Energiekredit Wärme“ erfolgt stets beihilfefrei. So ist gewährleistet, dass 
die Kombination mit der Bundesförderung energieeffiziente Wärmenetze (BEW) zulässig ist. 
 



 

 

Die Zinskonditionen des „Energiekredit Wärme“ geben wir zum 14.02.2025 bekannt. Eine An-
tragstellung ist ab dem 14.02.2025 möglich. Details zum Produkt können dem beigefügten Merk-
blatt „Energiekredit Wärme“ entnommen werden.  
 

2 Anpassung „Energiekredit Regenerativ“ (ER5/6/7) 
 
Zeitgleich mit dem Start des neuen „Energiekredit Wärme“ zum 14.02.2025 erfolgt die Überfüh-
rung der Wärmeaspekte aus dem „Energiekredit Regenerativ“ für allgemeine Maßnahmen (ER7) 
in den „Energiekredit Wärme“ (EW5). Als neuer zusätzlicher Verwendungszweck wird im ER7 
die Erzeugung von Wasserstoff aus regenerativen Energien aufgenommen. Damit liegt der Fo-
kus des „Energiekredit Regenerativ“ zukünftig auf der Erzeugung und Speicherung von Strom 
und Wasserstoff aus regenerativen Energien. 
 
Der Antragstellerkreis wird für den gesamten „Energiekredit Regenerativ“ (ER5/6/7) erweitert und 
damit analog zum „Energiekredit Wärme“ (EW5) ausgestaltet. Somit können ab dem 14.02.2025 
insbesondere auch öffentliche Unternehmen sowie kommunale Zweckverbände gefördert wer-
den. Darüber hinaus wird in Angleichung an den „Energiekredit Wärme“ der bereitstellungspro-
visionsfreie Zeitraum neu auf 6 Monate festgelegt (bisher 12 Monate).  
 
Die Produktanpassungen gelten für alle Zusagen ab dem 14.02.2025. Details zum Produkt kön-
nen dem Merkblatt „Energiekredit Regenerativ“ entnommen werden.  
 

3 „Energiekredit Produktion“ (EK5) ersetzt „Energiekredit“ / „Energiekredit Plus“ (EK5/6) 
 
Der dritte Baustein der Neuaufstellung der Produktfamilie Energiekredite zum 14.02.2025 ist die 
Umstellung der Energiekreditförderung für Maßnahmen zur Energieeffizienz und Energieeinsparung 
im Rahmen von Produktionsanlagen und -prozessen.  
 
In diesem Zuge sind folgende Anpassungen vorgesehen: 

• Umstellung der Zielrichtung des Programms auf Treibhausgaseinsparungen (Mindesteinspa-
rung 15 %). Energieeffizienz und Energieeinsparungen bleiben als Ausgangspunkt der Treib-
hausgaseinsparungen weiterhin für den Großteil der förderfähigen Maßnahmen zentral. 

• Neben der Treibhausgaseinsparung wird zukünftig in jedem Fall die Erstellung eines Transfor-
mationsplans Fördervoraussetzung sein. 

• Umstellung des Produktnamens auf „Energiekredit Produktion“ unter Beibehaltung des Pro-
duktkürzels EK5 

• Einstellung des „Energiekredit Plus“ (EK6) 
 
Die näheren Produktdetails werden wir so zeitnah wie möglich im Januar 2025 mit einem geson-
derten Rundschreiben bekannt geben. In diesem Zuge wird dann auch das Produktmerkblatt 
„Energiekredit Produktion“ veröffentlicht.  

 
Der neue „Energiekredit Produktion“ wird ab dem 14.02.2025 zugesagt. Alle zu diesem Zeitpunkt 
vorliegenden Anträge auf „Energiekredit“ / „Energiekredit Plus“ können nur noch auf Basis der neuen 
Programmbedingungen des „Energiekredit Produktion“ zugesagt werden. 
 



 

 

Um den Übergang von der derzeitigen auf die künftige Programmausgestaltung möglichst reibungs-
los umsetzen zu können, bitten wir zu beachten, dass Zusagen im „Energiekredit“ und „Energiekredit 
Plus“ auf Basis der aktuellen Programmbedingungen nur bis einschließlich 13.02.2025 erfolgen kön-
nen. 
 
Diesbezüglich gelten folgende Antragseinreichungsfristen (formal bei der LfA gestellter Antrag inklu-
siver vollständiger Unterlagen): 

• haftungsfreigestellte / verbürgte EK mit LfA-Gesamtobligo über 250 TEUR: 15.01.2025 

• haftungsfreigestellte / verbürgte EK mit LfA-Gesamtobligo bis 250 TEUR: 31.01.2025 

• EK ohne LfA-Risiko: 07.02.2025 
 

Soweit uns bis zu diesen Stichtagen alle entscheidungsrelevanten Angaben vorliegen, werden 
wir die Anträge bis spätestens 13.02.2025 bearbeiten. 
 
Anträge auf den EK5 mit den künftigen Programmbedingungen können ab dem 14.02.2025 ge-
stellt werden. 
 
Die ab dem 14.02.2025 geltenden Merkblätter für den neuen „Energiekredit Wärme“ und den 
angepassten „Energiekredit Regenerativ“ sind beigefügt. Die Änderungen wurden durch Rand-
striche gekennzeichnet.  
 

4 Sonstiges 
 

Im Merkblatt „Universalkredit“ ersetzt der aktualisierte Titel „Ausschlussliste der LfA Förderbank 
Bayern für Programmkredite und Bürgschaften“ den bisherigen Titel „Nachhaltigkeitsgrund-
sätze für Programmkredite der LfA Förderbank Bayern“. 
 

Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsma-
terial stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 
089 / 21 24 - 10 00 oder per E-Mail unter beratung@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr 
bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
 
Anlagen 
 



   

 
 

Merkblatt „Energiekredit Wärme“ (EW5) 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  
 

Der Energiekredit Wärme wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern zinsverbilligt und zinsgünstig von der LfA För-
derbank Bayern refinanziert. 
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • beratung@lfa.de 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft und Angehörige der Freien Berufe, 
soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Freiberufler 500 Mio. EUR nicht 
übersteigt1. 

Antragsberechtigt in diesem Sinne sind auch:  

• Genossenschaften (z. B. Bürgerenergiegenos-
senschaften (siehe Tz. 4.5) 

• erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Vereine, 

• rechtsfähige Stiftungen, 

• Anstalten des öffentlichen Rechts mit eigener 
Rechtspersönlichkeit,  

• kommunale Zweckverbände sowie 

• Unternehmen mit mehr als 50 % öffentlicher Be-
teiligung. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich 
vorsätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvor-
schriften hinweggesetzt und dabei Umweltschä-
den verursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der 
EU nicht nachgekommen sind, 

• Privatpersonen, 

• Landwirte, 

• Kommunen, kommunale Gebietskörperschaften 
und kommunale unselbständige Eigenbetriebe, 

• Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfah-
ren befinden oder die im deutschen Recht vorge-
sehenen Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubi-
ger erfüllen.  

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen (ein-
schließlich Modernisierung) zum Ausbau der lei-
tungsgebundenen Versorgung mit Wärme/Kälte, 
die auf Basis regenerativer Energien erzeugt wird. 
Dies beinhaltet: 

• die Erzeugung, 

• die Speicherung und 

• die Verteilung.  

Im Bereich der Verteilung können alle Investitionen 
einbezogen werden, die im direkten Zusammen-
hang mit der Errichtung, der Modernisierung und 
der Erweiterung von Wärme-/Kältenetzen und de-
ren Umfeld stehen. 

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz 

des Antragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen 
Unternehmen (Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder 
indirekt mit mehr als 50 % beteiligt sind, Unternehmen, an de- 

Im Detail können u.a. folgende Investitionen einbe-
zogen werden:  

• Rohrleitungssysteme inkl. Verlegung 

• Armaturen 

• Leckageüberwachung 

• Übergabestationen 

• der Anschluss von Erzeugern bzw. Wärme-/Kälte-
quellen 

• hocheffiziente Pumpen 

• Anlagen zur Druckerhöhung und Druckhaltung 

• Mess-, Steuer- und Regelungstechnik 

• Digitalisierung 

• Heizzentralen 

Wärme-/Kältenetzen sind förderfähig, sofern diese 
zu mindestens 75% aus regenerativen Energien 
bzw. Abwärme gespeist werden. 

Generell müssen Maßnahmen in Wärme-Kältenetze 
die technischen Anforderungen der Bundesförde-
rung energieeffiziente Wärmenetze (BEW) erfüllen 
(Merkblatt zu den technischen Anforderungen abruf-
bar unter www.bafa.de)  

Explizit eingeschlossen sind Investitionen der Wär-
meversorgung aus Geothermievorhaben.  

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die 
in unmittelbarer Verbindung mit der angestrebten In-
vestition in regenerative Energien stehen. Dazu zäh-
len auch Aufwendungen für die Planungsleistungen 
(keine Machbarkeitsstudien oder Transformations-
pläne).  

Ausschlüsse: 

• Grundstückskosten 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• gebrauchte Wirtschaftsgüter, die bereits durch 
staatliche Förderdarlehen finanziert worden sind 
und diese zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
nicht vollständig zurückgezahlt sind 

• Anlagen zur ausschließlichen Wärmeerzeugung 
aus Biomasse von mehr als 2 MW 

Darüber hinaus sind die Vorgaben des Merkblatts 
„Ausschlussliste der LfA Förderbank Bayern für 
Programmkredite und Bürgschaften“ zu beachten. 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 

nen der Antragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 50 % be-
teiligt ist, sowie alle Unternehmen, die in einem formellen Kon-
zernverhältnis stehen) in voller Höhe addiert, wobei Innenum-
sätze herausgerechnet werden können. 
 

http://www.bafa.de/
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„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben 
zu Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz 
können unserer aktuellen Übersicht der Darle-
henskonditionen entnommen werden. Die darin 
genannten Standardlaufzeiten sind frei wählbar; 
sie sollen sich an der betriebsgewöhnlichen Nut-
zung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglich-
keit, das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzutei-
len (z. B. differenziert nach unterschiedlichen 
Laufzeiten“). Es gelten die Konditionen des Zusa-
gedatums der LfA. Die Hausbank wird den End-
kreditnehmer über die Zusage der LfA entspre-
chend unterrichten und die Konditionen vereinba-
ren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 6 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständi-
gen Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, 
spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des Dar-
lehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Be-
reitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 
30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbe-
trages kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsent-
schädigung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis 
zu 100 %. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Energiekredits Wärme gel-
ten die vom Bayerischen Wirtschaftsministerium 
bekannt gemachten Richtlinien für Darlehen an mit-
telständische Unternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft und freiberuflich Tätige zur Förderung von 
Maßnahmen der Energieeinsparung und der Nut-
zung erneuerbarer Energien (Bayerisches Ener-
giekreditprogramm) in der jeweils gültigen Fas-
sung. 

4.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Förderung erfolgt zu beihilfefreien Konditionen. 
Damit ist die Möglichkeit gegeben, Vorhaben zu fi-
nanzieren, die eine Förderung aus der Bundesför-
derung energieeffiziente Wärmenetze (BEW) er-
halten.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen 
und Definitionen“. 

 

 

4.3 Betriebsaufspaltung  

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an 
den Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaber-
schaft des Betriebs getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Ein-
heit zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft kön-
nen solche Vorhaben gefördert werden, wenn die 
Miet- oder Pachteinnahmen der Besitzgesellschaft 
steuerrechtlich Einkünfte aus Gewerbebetrieb dar-
stellen, die der Gewerbesteuer unterliegen. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, 
die mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirt-
schaftsgüter während der Laufzeit des Darlehens 
ausschließlich an die Betriebsgesellschaft zu ver-
mieten/verpachten; zudem hat die Betriebsgesell-
schaft die Mithaftung für das Darlehen in Form einer 
Bürgschaft oder eines Schuldbeitritts zu überneh-
men. 

4.4 Biomasse, nachhaltige Brennstoffe 

Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen auf Basis fester 
Biomasse bzw. Biogas, die hauptsächlich in öffent-
liche Netze einspeisen sowie über eine Leistung 
von 20 MW (Biomasse) bzw. 2 MW (Biogas) und 
mehr verfügen, müssen nachhaltige Biomasse-
Brennstoffe einsetzen. Die Nachhaltigkeit des 
Brennstoffs ist mittels Zertifizierung nachzuweisen. 

4.5 Bürgerenergiegesellschaften/-genossenschaften 

Bürgerenergiegesellschaften im Sinne des EEG 
(§ 3 Nr. 15) sind, aufgrund ihrer Bedeutung für die 
Wärmewende speziell im ländlichen Raum, als Ge-
sellschaftsform per se antragsberechtigt. 

4.6 Contracting (Anlagencontracting) 

Investitionen im Rahmen von (Anlagen-)Contrac-
ting-Konstruktionen sind förderfähig, sofern es sich 
nicht um reine Vermietungs- und Verpachtungstä-
tigkeit handelt, sondern auch (Energie-) Dienstleis-
tungen erbracht werden (z. B. Wartungsarbeiten). 

Die Investition muss im wirtschaftlichen Risiko des 
Contractors liegen. Der Contractor muss die An-
tragsvoraussetzungen erfüllen und gleichzeitig In-
vestor und Betreiber der Anlage sein. Auch der/die 
Contractingnehmer müssen die Antragsvorausset-
zungen erfüllen. Die Laufzeit des Contracting-Ver-
trags muss mindestens so lang sein, wie die Lauf-
zeit des beantragten Kredits. 

4.7 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. De-
tails zu den Voraussetzungen einer fristgerechten 
Antragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich re-
levante Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel inner-
halb eines Jahres begonnen werden können. 

4.8 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorha-
bens die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich 
unerheblich ist, können nicht gefördert werden. 
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4.9 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 

5 Mehrfachförderung 

Der Energiekredit Wärme kann grundsätzlich mit 
anderen öffentlichen Finanzierungshilfen kombi-
niert werden.  

6 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken unter deren Eigenhaftung ausge-
reicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem Vor-
druck 100. 

Im Rahmen der Antragstellung ist obligatorisch ein 
Abrufplan mit einzureichen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerk-
blatt gelten die Bestimmungen der folgenden Merk-
blätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risiko-
gerechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmun-
gen und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank 
Bayern für Programmkredite und Bürgschaften“ 

 



   
 
 

Merkblatt „Energiekredit Regenerativ“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  
- für allgemeine Maßnahmen gem. Tz. 2.1:    Energiekredit Regenerativ (ER7) 
- für Photovoltaik-Aufdach-Maßnahmen gem. Tz. 2.2: Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) und  
            Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) 
 

Der Energiekredit Regenerativ (ER5, ER6, ER7) wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern zinsverbilligt und zins-
günstig aus dem KfW-Programm Erneuerbare Energien „Standard“ refinanziert. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft und Angehörige der Freien Berufe, 
soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Freiberufler 500 Mio. EUR nicht 
übersteigt1.  

Antragsberechtigt sind in diesem Sinne auch:  

• Genossenschaften (z. B. Bürgerenergiegenos-
senschaften (siehe Tz. 4.5) 

• erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Vereine, 

• rechtsfähige Stiftungen, 

• Anstalten des öffentlichen Rechts mit eigener 
Rechtspersönlichkeit,  

• kommunale Zweckverbände sowie  

• Unternehmen mit mehr als 50 % öffentlicher Be-
teiligung. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich 
vorsätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvor-
schriften hinweggesetzt und dabei Umweltschä-
den verursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der 
EU nicht nachgekommen sind, 

• Privatpersonen, 

• Landwirte, 

• Kommunen, kommunale Gebietskörperschaften 
und kommunale unselbständige Eigenbetriebe, 

• sofern ein ER6 nach der Allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung beantragt wird, Unterneh-
men oder freiberuflich Tätige in Schwierigkeiten 
nach EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“, Tz. 7) und 

sofern ein ER6 nach der De-Minimis-Verordnung 
bzw. ein ER5 / ER7 beantragt wird, Unternehmen, 
die sich in einem Insolvenzverfahren befinden  
oder die im deutschen Recht vorgesehenen Vo-
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 
 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen (ein-
schließlich Modernisierung) zum Ausbau erneuer-
barer Energien in folgenden Bereichen:  

 

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz 

des Antragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen 
Unternehmen (Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder 
indirekt mit mehr als 50 % beteiligt sind, Unternehmen, an de- 

2.1 allgemeine Maßnahmen (ER7) 

Förderfähig sind Maßnahmen zur Strom- oder 
Wasserstofferzeugung auf Basis von regenerativen 
Energien sowie diesbezügliche Speichersysteme.  

Gefördert werden außerdem Investitionsmaßnah-
men zur Flexibilisierung von Stromnachfrage und -
angebot, wie betriebliches/überbetriebliches Last-
management, um flexible Lasten für das Stromver-
sorgungssystem nutzbar zu machen, sowie zur Di-
gitalisierung der Energiewende mit dem Ziel der 
systemverträglichen Integration von erneuerbaren 
Energien in das Energiesystem, auch als singuläre 
Maßnahmen oder Nachrüstung.  

2.2 Photovoltaik-Aufdach-Maßnahmen (ER5 / ER6) 

Unter den Verwendungszweck Photovoltaik-Auf-
dach (ER5, ER6) fallen Photovoltaikanlagen, die 
auf Dächern oder an Fassaden errichtet werden so-
wie Batteriespeicher, die ausschließlich aus Photo-
voltaikanlagen, die auf Dächern oder an Fassaden 
errichtet wurden, gespeist werden (auch als singu-
läre Maßnahmen oder Nachrüstung).  

2.3 förderfähige Investitionen / Vorhaben 

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die 
in unmittelbarer Verbindung mit der angestrebten In-
vestition in regenerative Energien stehen. Dazu zäh-
len auch Aufwendungen für die Planungs- und Um-
setzungsbegleitung, der Erwerb gebrauchter Wirt-
schaftsgüter sowie Eigenleistungen, soweit diese 
aktivierbar sind. 

Vorhaben die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, kön-
nen ausschließlich beihilfefrei im Energiekredit Re-
generativ (ER7) oder Energiekredit Regenerativ PV-
A (ER5) gefördert werden.  

Generell müssen Maßnahmen zur Stromerzeugung 
die technischen Anforderungen des „Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG)“ erfüllen.  

Ausschlüsse: 

• Grundstückskosten 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• Investitionen in die Erzeugung von Biogas (för-
derfähig ist hingegen, die Erzeugung von Strom 
aus Biogas als regenerative Energiequelle) 

• gebrauchte Wirtschaftsgüter, die bereits durch 
staatliche Förderdarlehen finanziert worden sind 

nen der Antragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 50 % be-
teiligt ist, sowie alle Unternehmen, die in einem formellen Kon-
zernverhältnis stehen) in voller Höhe addiert, wobei Innenum-
sätze herausgerechnet werden können. 
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und diese zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
nicht vollständig zurückgezahlt sind 

• Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wasser-
kraft mit einer Leistung von mehr als 20 MW 

Darüber hinaus sind die Vorgaben des Merkblatts 
„Ausschlussliste der LfA Förderbank Bayern für 
Programmkredite und Bürgschaften“ zu beachten. 

Dieses Förderprogramm erfüllt die Paris-kompatib-
len Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe (jeweils 
aktuellste Version abrufbar im Downloadbereich 
unter www.lfa.de), die konkrete Anforderungen an 
die Klimaverträglichkeit der jeweiligen Investitionen 
definieren.  

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 
„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben 
zu Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz 
können unserer aktuellen Übersicht der Darle-
henskonditionen entnommen werden. Die darin 
genannten Standardlaufzeiten sind frei wählbar; 
sie sollen sich an der betriebsgewöhnlichen Nut-
zung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglich-
keit, das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzutei-
len (z. B. differenziert nach unterschiedlichen 
Laufzeiten oder mit und ohne Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“). Es gelten die Konditionen des Zu-
sagedatums der LfA. Die Hausbank wird den End-
kreditnehmer über die Zusage der LfA entspre-
chend unterrichten und die Konditionen vereinba-
ren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 6 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständi-
gen Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, 
spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des Dar-
lehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Be-
reitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei 
verbürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Mo-
nate nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 
30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbe-
trages kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsent-
schädigung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden.   

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis 
zu 100 %. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung aller Varianten des Energiekre-
dits Regenerativ gelten die vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium bekannt gemachten Richtlinien 
für Darlehen an mittelständische Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft und freiberuflich Tätige zur 
Förderung von Maßnahmen der Energieeinspa-
rung und der Nutzung erneuerbarer Energien (Bay-
erisches Energiekreditprogramm) in der jeweils gül-
tigen Fassung. 

4.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) und der 
Energiekredit Regenerativ (ER7) werden zu beihil-
fefreien Zinsen oberhalb des EU-Referenzzins-
satzes angeboten. Damit ist die Möglichkeit gege-
ben, Vorhaben zu finanzieren, die Förderungen 
nach dem EEG bzw. KWKG erhalten.  

Der Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) 
wird grundsätzlich als KMU-Investitionsbeihilfe ge-
mäß Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) in der bei Darlehenszusage 
gültigen Fassung vergeben. Mit KMU-Investitions-
beihilfen gefördert werden können ausschließlich 
die Kosten einer Investition in materielle und imma-
terielle Vermögenswerte zur Errichtung einer 
neuen Betriebsstätte, zum Ausbau einer bestehen-
den Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Produk-
tion einer Betriebsstätte durch vorher dort nicht her-
gestellte Produkte oder vorher dort nicht erbrachte 
Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Ände-
rung des gesamten Prozesses zur Herstellung der 
Produkte oder Erbringung der Dienstleistungen, die 
von der Investition in die Betriebsstätte betroffen 
sind. 

Sofern die beihilferechtlichen Regularien dies er-
lauben bzw. erfordern, kann bzw. muss der Ener-
giekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) stattdessen 
auf Grundlage der De-minimis-Verordnung in der 
bei Darlehenszusage gültigen Fassung gewährt 
werden. Unter den Voraussetzungen der De-mini-
mis-Verordnung sind neben Investitionsvorhaben 
im Sinne des Art. 17 AGVO auch reine Rationali-
sierungen und Modernisierungen sowie reine Er-
satzinvestitionen förderfähig. Ist der Antragsteller 
kein KMU gemäß EU-Definition, kann die Förde-
rung im Energiekredit Regenerativ PV-A Plus 
(ER6) ausschließlich auf Basis der De-minimis-VO 
erfolgen. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnom-
men bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. 
Diese Beihilfewerte dienen der Orientierung in der 
Informations- und Beratungsphase und sind unver-
bindlich. Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, 
die die LfA zum Zeitpunkt der Kreditzusage zu-
grunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen 
und Definitionen“. 

4.3 Betriebsaufspaltung  

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an 
den Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaber-
schaft des Betriebs getrennt. 

 

 

http://www.lfa.de/
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Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Ein-
heit zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft kön-
nen solche Vorhaben jedoch gefördert werden, 
wenn die Miet- oder Pachteinnahmen der Besitzge-
sellschaft steuerrechtlich Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb darstellen, die der Gewerbesteuer unterlie-
gen. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, 
die mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirt-
schaftsgüter während der Laufzeit des Darlehens 
ausschließlich an die Betriebsgesellschaft zu ver-
mieten/verpachten; zudem hat die Betriebsgesell-
schaft die Mithaftung für das Darlehen in Form einer 
Bürgschaft oder eines Schuldbeitritts zu überneh-
men. 

4.4 Biomasse, nachhaltige Brennstoffe 

Stromerzeugungs- und Kraft-Wärme-Kopplungs-
Anlagen auf Basis fester Biomasse bzw. Biogas, 
die hauptsächlich in öffentliche Netze einspeisen 
sowie über eine Leistung von 20 MW (Biomasse) 
bzw. 2 MW (Biogas) und mehr verfügen, müssen 
nachhaltige Biomasse-Brennstoffe einsetzen. Die 
Nachhaltigkeit des Brennstoffs ist mittels Zertifizie-
rung nachzuweisen (nähere Angaben in den Sek-
torleitlinien). 

4.5 Bürgerenergiegesellschaften/-genossenschaften 

Bürgerenergiegesellschaften im Sinne des EEG 
(§ 3 Nr. 15) sind, aufgrund ihrer Bedeutung für die 
Energiewende speziell im ländlichen Raum, als Ge-
sellschaftsform per se antragsberechtigt. 

4.6 Contracting (Anlagencontracting) 

Investitionen im Rahmen von (Anlagen-)Contrac-
ting-Konstruktionen sind förderfähig, sofern es sich 
nicht um reine Vermietungs- und Verpachtungstä-
tigkeit handelt, sondern auch (Energie-) Dienstleis-
tungen erbracht werden (z. B. Wartungsarbeiten). 

Die Investition muss im wirtschaftlichen Risiko des 
Contractors liegen. Der Contractor muss die An-
tragsvoraussetzungen erfüllen und gleichzeitig In-
vestor und Betreiber der Anlage sein. Auch der/die 
Contractingnehmer müssen die Antragsvorausset-
zungen erfüllen. Die Laufzeit des Contracting-Ver-
trags muss mindestens so lang sein, wie die Lauf-
zeit des beantragten Kredits. 

4.7 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. De-
tails zu den Voraussetzungen einer fristgerechten 
Antragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich re-
levante Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel inner-
halb eines Jahres begonnen werden können. 

4.8 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorha-
bens die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich 
unerheblich ist, können nicht gefördert werden. 

4.9 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 

 

4.10 Wasserstoff, erneuerbar 

Erzeugungsanlagen für Wasserstoff aus regenera-
tiven Energien (erneuerbarer Wasserstoff) können 
nur gefördert werden, wenn ausschließlich Energie 
aus erneuerbaren Energiequellen genutzt wird. In 
diesem Zusammenhang darf gemäß Art. 2 Nr. 102c 
AGVO die Energie allerdings nicht aus Biomasse, 
Deponiegas, Klärgas und Biogas stammen. 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der 
EU nicht überschritten werden (siehe Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und De-
finitionen“ insbesondere Tzn. 5, 9 und 10), können 
alle Varianten des Energiekredit Regenerativ mit 
anderen öffentlichen Finanzierungshilfen kombi-
niert werden.  

Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, kön-
nen ausschließlich mit anderen öffentlichen Finan-
zierungshilfen kombiniert werden, die – wie der 
Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) und der 
Energiekredit Regenerativ (ER7) – keine staatli-
chen Beihilfen enthalten. 

Falls zum Energiekredit Regenerativ (alle Varian-
ten) auch Mittel aus dem KfW-Programm Erneuer-
bare Energien – Standard – beantragt werden, ist 
der beantragte LfA-Kredit auf den Förderhöchstbe-
trag des KfW-Programms Erneuerbare Energien 
– Standard – anzurechnen. 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig 
nicht ausreichend abgesichert werden kann, ist 
eine 50%ige Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 
(siehe entsprechendes Merkblatt) möglich.  

Für den Energiekredit Regenerativ PV-A Plus 
(ER6) kann bei nicht ausreichender Absicherung 
alternativ bzw. bei Darlehen von über 2 Mio. EUR 
auch eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreige-
stellten Darlehensteil und einen verbürgten Darle-
hensteil ist nicht möglich. 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken prinzipiell unter deren Eigenhaftung 
ausgereicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem 
Vordruck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (siehe 
Tz. 4.2.) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben  
„Beantragung auf De-minimis-Basis“; darüber hin-
aus ist der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf 
Gewährung eines Darlehens/einer Bürgschaft bei 
De-minimis Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich sind das Formblatt der KfW-Banken-
gruppe „Statistisches Beiblatt Investition allgemein“ 
und die „LfA-Anlage zum Antrag Energiekredit Re-
generativ PV-A (ER5), Energiekredit PV-A Plus 
(ER6), Energiekredit Regenerativ (ER7)“ (Vor-
druck 130; jeweils abrufbar unter www.lfa.de; Ser-
vice; Download; Anträge) beizufügen. Alternativ 
zum Vordruck 130 kann auch ein vom Antragsteller 
unterschriebener Ausdruck der gBzA der KfW Er-
neuerbare Energien Standard eingereicht werden.  
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Wird gleichzeitig eine Haftungsfreistellung „Haf-
tungPlus“ (oder eine Bürgschaft) beantragt, können 
die zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke und 
Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterlagen“ ent-
nommen werden.  

8 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt 
gelten die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risiko-
gerechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestim-
mungen und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank 
Bayern für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung Haftung Plus“ 
(nur bei haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungs-
grundsätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 

 



 
          
 
 

Merkblatt „Universalkredit“ (UK5 und UK7) 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6 bzw. i. S. v. Antragsvordruck 200 Tzn. 8 und 9.3) 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Universalkredite wird  i.d.R. von der Europäischen Union im Rahmen des InvestEU-
Fonds unterstützt. 

 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • beratung@lfa.de 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind natürliche Personen, Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft und Angehörige der Freien 
Berufe, soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Angehörigen der Freien Berufe 500 
Mio. EUR nicht übersteigt1. 

Natürliche Personen sind unter folgenden Voraussetzun-
gen antragsberechtigt: 

• Sie sind fachlich und kaufmännisch qualifiziert für die un-
ternehmerische Tätigkeit. 

• Sie haben einen hinreichenden unternehmerischen Ein-
fluss im Unternehmen. Förderschädlich ist ein Stimmen-
anteil anderer Gesellschafter, der autonome Satzungs-
änderungen ermöglicht. 

• Sie sind zur Geschäftsführung und Vertretung des Unter-
nehmens befugt und aktiv in der Unternehmensführung 
tätig. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren be-
finden oder die im deutschen Recht vorgesehenen Vo-
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals oder 
ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder 
mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert 
werden, 

• politisch meinungsbildende Medienunternehmen (z. B. 
Zeitungsverlage, Rundfunk- und Internetanbieter mit po-
litischen Inhalten), 

• Unternehmen des Profisports, 

• Kreditinstitute, Versicherungen oder vergleichbare Finan-
zinstitutionen, die dem KWG unterliegen, 

• Treuhandverhältnisse, 

• beim UK5: Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die ei-
ner früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind. 
 

2 Verwendungszweck 

Für folgende Maßnahmen können Darlehen gewährt wer-
den: 

• Investitionen 

• Gründungen, tätige Beteiligungen und Übernahmen 

• Waren 

• Betriebsmittel 

• Umschuldung kurzfristiger Verbindlichkeiten 

Die Finanzierung von Vorhaben, die eine Begünstigung 
nach dem „Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)“ oder 
dem „Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, ist 
nur im beihilfefreien UK7 möglich.  

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz des An-

tragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen Unternehmen 
(Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 
50 % beteiligt sind, Unternehmen, an denen der Antragsteller direkt 

Nicht förderfähig sind: 

• Stille Beteiligungen, 

• Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen (z. 
B. käuflicher Erwerb) 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des § 
15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Unter-
nehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände (z. 
B. durch Treuhandgeschäfte). 

• Investitionen in wohnwirtschaftlich genutzte Immobilien, 

• die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen im 
Sinne von Finanzinvestitionen. 

Die Vorgaben des Merkblatts „Ausschlussliste der LfA För-
derbank Bayern für Programmkredite und Bürgschaften“ 
sind zu beachten. 
 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Zinssatz und Risikogerechtes Zinssystem 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank und 
Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und Besiche-
rung – innerhalb vorgegebener Grenzen – individuell ver-
einbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum ri-
sikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu Darle-
henslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können unserer 
aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen entnommen 
werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. Die 
Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zusage der 
LfA entsprechend unterrichten und die Konditionen verein-
baren. 

3.2 Konditionen 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt 15 Mio. EUR je Vorha-
ben. Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 % des finanzierbaren Vorhabens. 

Der Darlehensmindestbetrag liegt bei 25.000 EUR. 

Bei im Anlagevermögen aktivierbaren Wirtschaftsgütern ist 
die Darlehenslaufzeit frei wählbar; sie soll sich an der be-
triebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. Betriebsmittel so-
wie Umschuldungen sind mit Darlehenslaufzeiten von bis 
zu 10 Jahren finanzierbar (Betriebsmittel in Verbindung mit 
langfristigen Investitionen können darüber hinaus zu den 
Laufzeiten dieser Investitionsfinanzierungen berücksichtigt 
werden). 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. differen- 
ziert nach unterschiedlichen Laufzeiten oder mit und ohne 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). Abweichend von den 

oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist, sowie alle Unternehmen, 
die in einem formellen Konzernverhältnis stehen) in voller Höhe ad-
diert, wobei Innenumsätze herausgerechnet werden können. 
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Standardlaufzeiten können auch verkürzte Gesamtlaufzei-
ten (ganzjährig, mindestens 4 Jahre) und Tilgungsfreijahre 
beantragt werden. Beim 3-jährigen Standard-Laufzeittyp 
besteht keine Möglichkeit zur Laufzeitflexibilisierung. Bei 
der Wahl ohne Tilgungsfreijahre ist die erste Tilgungsrate 
immer am Ende des auf das Zusagequartal folgenden 
Quartals zu leisten. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 6 Mo-
naten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage der LfA 
an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Verzicht auf 
das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des 
Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei verbürgten 
Darlehen (nur im UK5 möglich) beträgt die Abruffrist 6 Mo-
nate nach Darlehenszusage der LfA (bei der Wahl ohne 
Tilgungsfreijahre ergibt sich, in Abhängigkeit von der ersten 
Tilgungsrate im Einzelfall, i. d. R. eine kürzere Frist). 

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovision 
sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 
 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Beihilferechtliche Grundlage 

Der UK5 wird als sogenannte De-minimis-Beihilfe auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung in der bei Darle-
henszusage gültigen Fassung vergeben. 

Der UK7 ist beihilfefrei.  

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen bzw. 
per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihilfewerte 
dienen der Orientierung in der Informations- und Bera-
tungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich sind allein 
die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt der Kreditzu-
sage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt „Bei-
hilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

4.2 Vorbeginn 

Vorhaben, mit denen zum Zeitpunkt des Antragseingangs 
bei der Bank oder Sparkasse (Hausbank) bereits begonnen 
war, können nicht berücksichtigt werden.  

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

4.3 Prosperität 

Im Regelfall spielt die Prosperität eines Unternehmens 
keine Rolle. 

4.4 Vorhaben außerhalb Bayerns 

Vorhaben bayerischer Unternehmen außerhalb Bayerns 
können finanziert werden, sofern dadurch eine langfristige 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und ein dauerhafter 
Erhalt des bayerischen Standorts erreicht wird (Bayernef-
fekt). 

4.5 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne sowie Vermie-
tung/Verpachtung 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit zwi-
schen Besitz- und Betriebsgesellschaft können Vorhaben 
der Besitzgesellschaft (auch durch natürliche Personen) 
gefördert werden, wenn auf beiden Seiten (Besitz- und 
Betriebsgesellschaft) dieselben Personen zusammen zu 
mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Ehegatten 
bzw. Lebenspartner sind und zusammen auf beiden Sei-
ten zu mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Eltern/ 
Schwiegereltern und Kinder (sowie deren Ehegatten bzw. 
Lebenspartner) sind und zusammen auf beiden Seiten zu 
mindestens 50 % beteiligt sind. 

Außerhalb dieser Betriebsaufspaltungen im förderfähigen 
Sinne ist eine Finanzierung von zu vermietenden/verpach-
tenden, gewerblich bzw. freiberuflich genutzten Immobilien 
möglich, sofern eine langfristige Vermietung/Verpachtung 
an einen gewerblichen/freiberuflichen Nutzer erfolgt. Dar-
lehensnehmer wird allein der Investor (Besitzgesellschaft), 
wenn sich dieser vertraglich verpflichtet, das Objekt wäh-
rend der Laufzeit des Darlehens ausschließlich für Be-
triebszwecke gewerblicher oder freiberuflicher Art zur Ver-
fügung zu stellen.  

Rein private Kapitalanlagen sind von einer Förderung aus-
geschlossen. Somit können Vorhaben privater Investoren, 
die nicht gewerblich/freiberuflich tätig sind bzw. ausschließ-
lich für die Vermietung/Verpachtung der Immobilie einen 
Gewerbebetrieb anmelden, nicht berücksichtigt werden. Es 
ist ausreichend, wenn allein der Investor die Antragsvo-
raussetzungen für den Universalkredit erfüllt. Vorhaben in 
Form von Leasing- oder Mietkaufkonstruktionen können 
nicht finanziert werden. 
 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU nicht 
überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich re-
levante Bestimmungen und Definitionen“, insbesondere 
Tzn. 5 und 10) kann der UK5 mit anderen öffentlichen Fi-
nanzierungshilfen kombiniert werden. 

Bzgl. des beihilfefreien UK7 bestehen keine Beschränkun-
gen. 
 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen (UK5 bzw. UK7) bis 7,5 Mio. EUR 
bankmäßig nicht ausreichend abgesichert werden kann, ist 
eine 60 %igen Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ möglich. 
Dabei sind die Bestimmungen der Merkblätter „Haftungs-
freistellung Haftung Plus“,  „Haftungsfreistellung UK und 
IV/IU - Kreditinstitut“ bzw. „Haftungsfreistellung UK und 
IV/IU - Kreditnehmer“ zu beachten und Vertragsbestand-
teil.  

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird zum einen 
durch die InvestEU-Garantie des EIF und zum anderen 
durch eine globale Rückbürgschaft des Freistaats Bayern 
ermöglicht, wobei Darlehenszusagen an KMU über die In-
vestEU-Garantie und Darlehenszusagen an Nicht-KMU 
über die globale Rückbürgschaft des Freistaats dargestellt 
werden. Ausnahme: Übersteigt die Summe an ausstehen-
den Kapitalbeträgen an mit InvestEU-Fonds unterstützten 
LfA-Darlehen  7,5 Mio. EUR, kommt die globale Rückbürg-
schaft des Freistaats auch bei KMU zur Anwendung.  

,Im UK5 kann alternativ bei nicht ausreichender Absiche-
rung eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschaftsbank 
Bayern GmbH beantragt werden. Im UK7 besteht diese 
Möglichkeit nicht. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestellten 
Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil ist nicht 
möglich. 

Für Blankokredite, endfällige Darlehen, Umschuldungen 
(auch bei kurzfristig fälligen bzw. gekündigten Bankdarle-
hen) und Prolongationen übernimmt die LfA keine Haf-
tungsfreistellung „HaftungPlus“. 

Auch für haftungsfreigestellte Universalkredite gilt der 
Grundsatz, dass keine bestehenden Bankrisiken 
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nachträglich auf die LfA verlagert werden dürfen (siehe 
Tz. 1 des Merkblatts Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). 
 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei den Hausbanken (Banken oder Sparkas-
sen) einzureichen. Die Antragstellung für den Universalkre-
dit ohne Risikoübernahme und ohne Kombination mit wei-
teren LfA-Finanzierungshilfen erfolgt grundsätzlich mit dem 
Antragsvordruck 200. Universalkredite mit Risikoübernah-
me und/oder bei Kombination mit weiterem LfA-Finanzie-
rungshilfen sind mit dem Antragsvordruck 100 zu beantra-
gen. Im beihilfebehafteten UK5 ist darüber hinaus der Vor-
druck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung eines 
Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis Beihilfen) ge-
nerell einzureichen.  

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ ist zudem der Vor-
druck 108 „Ergänzungsbogen zum Antrag haftungsfreige-
stellter Universalkredite (UK5, UK7) und Innovationskredite 
4 (IV6, IU6)“ erforderlich. Er ist vom Antragsteller und der 
Hausbank zu unterzeichnen und verbleibt in der Kreditakte 
der Hausbank. Das Ergebnis der Erklärung zur Veröffentli-
chung sowie zu den ausstehenden Kapitalbeträgen an mit 
dem InvestEU-Fonds unterstützten LfA-Darlehen ist von 
der Hausbank im Antragsvordruck 100 in Tz. 9.5 festzuhal-
ten.  

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ für Betriebsmittelfi-
nanzierungen hat die Hausbank zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung die Höhe der vorhandenen Betriebsmittel-/Konto-
korrentkreditlinien und deren aktuelle Auslastung (ein-
schließlich geduldeter Überziehungen) festzustellen. Diese 
Angaben sind unabhängig von der Höhe des LfA-Risikos in 
Tz. 9.5 des Antragsvordrucks 100 anzugeben und für den 
Fall einer etwaigen Kündigung und Abwicklung des Enga-
gements vorzuhalten, um nachweisen zu können, dass 
keine Verlagerung bestehender Risiken auf die LfA erfolgt 
ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Darlehen werden über die Hausbanken grundsätzlich 
unter deren Eigenhaftung an den Endkreditnehmer ausge-
reicht. Wird im UK5 eine Bürgschaft beantragt, können die 
bei LfA-Bürgschaften zusätzlich einzureichenden Antrags-
vordrucke und Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterla-
gen“ entnommen werden. 

8 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt gelten 
die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risikoge-
rechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen 
und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank Bayern 
für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK und IV/IU – Kredit-
institut“ (nur für das Kreditinstitut bei haftungsfreige-
stellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK und IV/IU – Kredit-
nehmer“ (nur für den Kreditnehmer bei haftungsfreige-
stellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung Haftung Plus“ (nur bei 
haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrund-
sätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 
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